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Beklagte und Revisionsbeklagto.

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom29. Aügust 4974 durch
den Üorsitzenden Richter Dr. D a p p r i c h ,
die Richter‚ M a y und (R a u s c h e r und
die ehrenamtlichen Richter G‚e b a u e r und
S c h ö n f e l d für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Landessozialgeriohts Niedersachsen vom
27‚ Oktober 4974 und des Sozialgerichts Hannover

vom 5° März 4974 wie folgt geändert:

Die Beitragsbescheide der Beklagten vom 40° Sep-

tember 4969 und von Dezember 4970 werden aufgehoben„

Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.
Die Beklagte hat dem Kläger zwei Drittel der außer—

gerichtlichen Kosten aller Rechtszüge zu erstatten.
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9.33.11.151131
I

Die Beteiligten streiten über die Höhe der vom Kläger

für die Zeit vom 4° Oktober 4C169 an zu entri.chtenden

Beiträge zur knappschaftlichen Krankenveraicherung

{K1‘V)
.

Der Kläger, der als Angestellter der früheren Hanno—

ver::chen Knappschaft pflichtversichert war, hat sich

r.ach seiner — die Versicherungsfreiheit begründenden —
the :“nahme in das DiensteränungSverhältnis iür die

;eit vom 4. November 4965 an in der knappschaitlichen

KrV freiwillig weiterversicherte Der Beitrag, den die

Hannoversche Knappschaft aus einem satzuhgsmäßig be-

stimmten Prozentsatz der jeweiligen
— für die Berech—

nung der Leistungen gebildeten — Gehalt$klasee er-
rechnete, wurde mehrfach sowohl hinsichtlich des

Prozentsatzes als auch hinsichtlich der Gehalts—

klasse erhöht und betrug seit dem 4° Mai 4969
8,6 V„ H° der einem monatlichen Einkommen von
900 DM entsprechenden Gehaltsklasse 30, also monat-

lich 77,40 DM‚ Die Beklagte als lechtsnachfolgerin

der Hannov_erschen Kn appschai t erhöhte den Beitrag

m1te1 Bezugnahme au1 die durch das Lohnioztzghlun»s—

gesetz —LLZG) geänderten Beitragsbemessungsgrenzen

mit Besche1d vom 40 September 4969 für die Zeit

vom 4° August 4969 an {später beschränkte die

Beklagte die Wirkung dieses Béscheides auf_die
Zeit vom 4. Oktober 4969 an) auf 8,6 V° H° der
einem Einkommen von monatlich 990 DM entsprechenden

Gehaltskla33e 55, also auf 85,40 DM und mit Bescheid

w:x}4?° Dezember 4969 für die Zeit vom 4° Januar
4970 an auf 40,47 V:. H. der einem monatlichen Ein—

kommen von 4200 EM entsprechenden Gehaltsklasse 40,

also auf 422 DH° Der Widerspruch des Klägers hatte

k& n3n Erfolg°
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Währenddes Verfahrens vor'dem Sozialgericht (se) erhöhte
die Beklagte wegen der erneut geänderten Beitragsbemeseurgs—

grenze den Beitrag mit Bescheid von Dezember 1970 für die
VZeit vom 1" Januar 1971 an auf 10,17 v. H. der einem

monatlichen Einkommen von 1425 DM entsprechenden Gehalts—
klasse 47, also auf 144,90 DM. Klage und Berufung hatten

-keinen Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat angenommen,
der Bescheid von Dezember 1970 sei gemäß 5 96 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SSG) Gegenstand des anhängigen Verfohrensk

geworden° Alle drei Beitragsbescheide seien rechtmäßig.
'Die Beklagte sei nach dem gemäß 5 20 des Reichskn3pp:chaftg—

gesetzcs (EKG)entsprechendanwendbaren%515 a der Reiche—
'versicherungS0rdnung (EVO) berechtigt gewesen, den Kläger

in eine höhere Beitragsklasse zu versetzen, denn der frü—

here Beitrag habe in einem erheblichen Hißverhältnis sowohl

“zu den im Krankheitsfall zu gewährenden Leistungen als
auch zum Gesamteinkommen des Klägers gestanden, das am
1, Oktober 1969 monatlich 1504 DM, im Januar 1970

1„650,50 DM und im Januar 1971 1.770,83 DM betragen habe.

Bei der Prüfung, ob.i. S. des 5 515 a EVOein erhebliches
Nißverhältnis zwischen Beitrag und den zu gewährcnden

Kassenleistungen bestehe, seien die besonderen Verhält—

nisse des Versicherten insoweit zu
berücksichtigen, als

nach Gesetz oder Satzung solche Besonderheiten Unterschiede

in der Beitragshöhe zur Folge hätten. Der hier vorliegenden

Besonderheit, daß der Kläger wegen der Fortzahlung des

Gehalts im Krankheitsfalle keinen Ansprüch auf Kranken«
cgeld habe, sei von der Beklagten bereits dadurch berück—

sichtigt werden, daß sie den Beitragssatz auf 10,17 v. H„

statt auf den im anderen Falle geltenden Satz von 15,0;

#, H, bemessenhabe°
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„Der Kläger hat dieses Urteil mit der — vom LSG zuge—
lassenen - Revision angefochten„ Er ist der Ansicht,

weder das EKG noch die Satzung enthielten Vorschriften

iber die freiwil.lige Weiterversicherung, so daß die

545 ff EVO anzuwenden seien„ Eine Beitrags erhöhungC
E

O

wei daher nur unter den Voraussetzungen des 5 545 a
R\O möglich Diese Voraussetzungen lägen jedoch

nicht vor° Da die Gehaltsklassen 54 bis 40 erst mit
Wirkung vom 4. Januar 4974 in die Satzungen eingefügt

orden seien‚ hätte eine Höherstufung bis zu diesem

oitpunkt schon deshalb nicht erfolgen dürfen° Im

ibrigen bes*ü che aber auch weder ei n erhebliches

Hißverhältnis zwischen Beitrag und Einkommen noch

zwischen Beitrag und Kasscnleistungen° Wenn auch
dem Umstand, daß er keinen Anspruch auf Krankengeld

nahe, dadurch %echnung getragen sei. daß er einen

>_eringeren Vomhund01tsa tz zu zahlen habe als die

\crsicherten‚ die Anspruch auf Krankengeld haben,

so sei diesem Umstand dadurch doch nicht hinreichend

Rechnung getragen. Das LSG habe nicht genügend ge—.
udrdigt‚ inwieweit die zugunsten des Klägers spre-

cncndé Vorschrift des 5 245 Abs° 5 BVG für die An—
\cndung des 5 545 a Abs° 4 Satz 2 BVD bei der
frdfung des erheblichen Mißverhältnisses von Bedeu—

tung sei° Dem Gedanken der Solidarität aller Kassen—
mitglieder müsse der zugunsten des Klägers sprechen—

de Gedanke entgegengehalten werden, daß der frei—

uillig Weiterversicherte in seinem Besitzstand

nicht allzu empfindlich beeinträchtigt werden
dürfe„ Im übrigen sei der Effekt, der durch eine

Beitragserhöhung nach 5 545 a EVO erzielt werde,
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so gering, daß er in keinem angemessenen Verhältnis zur
Belastung der Versicherten stehe. Das LSG habe zu den auf—
gezeigten Punkten noch weitere Ermittlungen anstellen

müssen. Im übrigen habe die Beklagte ihn nicht nur zu
Unrecht in eine höhere Gehaltsklasse eingestuft, sondern
sei auch von einem unzulässig erhöhten Vomhundertsatz

ausgegangen. Da die Satzung der Hannoverschen Knappschaft

bis zum 54. Dezember 4970 weitergegolten habe, sei die
Vertretungsversammlung der Bundesknappschaft nicht berech—

tigt gewesen, diese Satzung zu ändern und den darin ent»

haltenen Vomhundertsatz heraufzusetzen. Im übrigen versteße
die Heraufsetzung des Vomhundertsatzes gegen 5 449 Abs. 4

RKG„ Danach sind die Beiträge so zu bemessen, daß sie zur
Deckung der gesetzlichen Ausgaben und zur Ansammlung der

vorgeschriebenen Rücklage ausreichen. Nach dieser Be—

stimmung sei die Knappschaft aber nicht berechtigt‚ eigene

krankenhäuscr, Förstereien und Wäschereibetriebe zu unte1—
halten und ein hierbei entstehendes Defizit der Versicher—

tengemeinschaft anzulasten. Die Zusammenlegung von

selbständigen Krankenkassen zu einer bundeseinheitlichen

Krankenkasse könne nicht ohne Berücksichtigung der gebiets—

bedingten Besenderheiten erfolgen, Der Bésitzstand sei
auf jeden Fall zu wahren. Beim Vergleich der Ausgaben der

ehemaligen Hannoverschen Knappschaft mit denen der Bundec—

knappschaft.sei ein um 20 v° H° höherer Aufwand festzu—

stellen.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben,

auf die Berufung des Klägers das Urteil des SG Hannover

vom 5° März 4974 abzuändern und nach dem Schlußantrag
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4° Instanz zu erkennen° Der in der 4. Instanz zu—

letzt gestellte Antrag lautet;

Die Bescheide der Beklagten vom 40" September 4969,

42. Dezember 4969, 24. März 4970 und von Dezember

4970 aufzuheben°

Der Kläger beantragt hil■sweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt‚

die Revision des Klägers zurückzuweisen‚

Die Beklagte ist der Ansicht, für die entsprechende

inwendung des 5 545 a EVO sei kein Raum, weil die

Satzung in Übereinstimmung mit 5 449 EKG eine abwei—
chende Regelung enthalte° Die Anwendbarkeit des

5 545 a EVO setze voraus, daß der Beitrag nach
Stufen oder Klassen bemessen werde. Das sei in der

knappschaftlichen Krankenversicherung aber nicht

der Ball„ Sowohl die Satzung der früheren Hannover—

rehen Knappschaft als auch die Satzung der Bundes—

knappschaft hätten von der in 5 449 Abs° 4 EKG
angebotenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, die

Beiträge in einem VomhundertSatz des tatsächlichen

xersich01ungspflichtigen Arbeitsentgelts bis zur
Höhe der jeweiligen BeitragsbemesSungsgrenze zu

erhebcnc Diese‚ von Stufen oder Klassen unabhängige

Beitragserhebung, die sich nach dem tatsächlichen

Einkommen richte, gelte entsprechend auch iür die

ireiwillige Weiterversioherung, so daß es die Ver—

setzung in eine höhere Klasse oder Stufe nicht gebe°

..‘7..
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Vielmehr passe sich der Beitrag automatisch dem verände1ten

Einkommen an, weil er in dem satzungsmäßig bestimmten Vom—
hundertsatz

vom tatsächlichen Einkommen bis zur Beitrags—

bemessungsgrenze zu erheben sei‚ Daran ändere der Umstand

nichts, daß die Beklagte aus Gründen der Vereinfachung

den Beitrag tatsächlich nach den für die Gewährung der
Leistungen gebildeten Gehaltsklassen erhebe. Selbst wenn

man aber von der entsprechenden Anwendbarkeit des 5 343 a
RVO ausgehe, so seien die Beitragserhöhungen dennoch berech—
tigt. Das LSG habe mit zutreffenden Gründen dargelegt; daß

die Voraussetzungen des 5 545 a EVOvorliegen.

II

Die zulässige Revision des Klägers hat teilweise Erfolr.

Das LSG hat zu Unrecht das die Klage abweisende Urteil '

des SG in vollem Umfang bestätigt. Die BeitragserhöhUngs-

bescheide der Beklagten vom 40. September 4969 und von
Dezember 4970 sind rechtswidrig; dagegen ist der Bescheid

vom 47, Dezember 4969 rechtmäßig‚—

Das LSG ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, daß

der während des Verfahrens ergangene Bescheid der Be—

klagten von Dezember 4970 nach 5 96 SGG Gegenstand des

anhängigen Verfahrens geworden ist. Dieser Bescheid hat

den vorhergehenden Beitragserhöhungsbéscheid vom 47. Dezember

4969 abgeändert und für die Zeit vom 4° Januar 4974 an

ersetzt. Die Nachprüfung hat sich daher auch auf diesen
Bescheid zu erstrecken. V

Nach 5 45 EKG richtet sich nach der RVG, ob und für welche
Arbeitnehmer die Beschäftigüng in einem knappechaftliohon
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Betrieb die Versicherungspflicht oder die Versicherungs—

berechtigung in_der knappschaftlichen Krankenversicherung

begründetc Danach ist 5 545 EVO, der die Berechtigung

zur freiwilligen Weiterversicherung regelt, entspre—

chend anzuwenden. Nun beschränkt sich diese Vorschrift

user nicht auf die Berechtigung zur freiwilligen

Ueitexvercicherung, sondern sie regelt auch die Art

un” heise der freiwilligen Weiterversicherung, indem

sie bestimmt, daß der freiwillig Weitervcrsicherte

in seiner Lohnstufe oder Klasse Mitglied bleibt° Es

kann fraglich sein, ob dieser Teil des 5 545 EVO, der

die Art und Weise der Durchführung der freiwilligen
Heiterversicherung regelt, schon über 5 45 EKG ent—

sprechend anzuwenden ist„Diese Frage kann aber dahin—

gestellt bleiben„ Nach @ 20 EKG wird die knappscheft—
liche Krankenversiéherung nach den Vorschriften der

EVO und nach dem EKG durchgeführt° Das bedeutet, daß

die nvo Anwendung findet, soweit nicht das EKG '

spezielle Vorschriften enthält. Danach ist 5 543 EVO
nicht nur für die Versichernngsberechtigung, sondern

auch für die Durchführung der Krankenversicherung

entsprechend anzuwenden, wenn nicht spezielle Vor-

schriften des EKG dem entgegenstchen° Der Beklagten

ist :uzugeben, daß die Art der Beitragsbemessung

in 3 449 EKG anders geregelt ist als in 5 385 RVOO

Lührend nach 3 385 EVO der Beitrag in einem Vom—

huuüe1tsetz vom Grundlohn zu erheben ist, bietet
5 449 EKG dem knappschaftlichen Versicherungeträger

mehrere Möglichkeiten an° Die Hannoversche Knapp—

schaft hat in 5 57 Abs" 2 ihrer Satzung vom
4° Juli 4969, die insoweit nach Arto4*■'■ädes Bundes»
knapjschafts—Errichtungsgesetzes (BKnEG) bis zur

54° Dezember 4970 als Satzung der Bundeskneppscheft

I \C
) |
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weitergalt‚ in Übereinstimmung mit dem späteren @448 Abs. 3
der Satzung der Bundesknappachaft von der in 5 449 Abs. 4
EKG angebotenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Beiträge

zur knappschaftlichen KrV in einem Bruchteil bzw. Vomhutde1t—

satz des tatsächlichen versicherungspflichtigen Arbeits—

entgelts bis zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenze
zu

bemessen° Diese Vorschriften enthalten jedoch keine Regelung

für die Höhe des Beitrags zur freiwilligen Weiterversichciuné

in der knappschaftlichen Krankenversieherung„ Das geht

deutlich daraus hervor, daß in den genannten Satzungsvor—

schriften vcm "versichernngspflichtigen" Arbeitsentgelt

die Rede ist° Freiwillig Weiterversicherte haben aber

nicht in jedem Falle Arbeitseinkcmmen und schon gar nicht

versicherungspflichtiges Arbeitseinkommen. Die für sie

geltenden Beiträge müssen also anders bemessen werden.

Soweit die frühere Satzung der Hannoverschen Knappsenaft

i.n & 64 und die jetzige Satzung der Bundesknappschait in
£ 452 für freiwillig weiterversicherte Angestellte den

Vomhundertsatz des Beitrags ausdrücklich festlegen, lasaen

sie offen, von welchem Betrag dieser Vomhundertsatz zu
errechnen ist Wenn die Beklagte meint, hier müsse 5 57

Abs° 2 der Satzung der Hannoverschen Knappschaft und % 4M8
Absa 5 der Satzung,der Bundesknappschaft entsprechend an—

gewendet werden, indem an die Stelle des versicherunge-

p£lichtigen Arbeitsentgelts das Gesamteinkommen des Ver—
sicherten zu setzen sei, so kann dem nicht gefolgt werden;

Zunächst einmal kann nicht angenommen werden, daß die

satzungsgebenden Versammlungen die Möglichkeit der £re —
willigen Weitervers icherung übersehen haben und es deshalb

unterlassen haben, den Betrag besonders festzulegen, von

dem der bestimmte Vomhundertsatz zu erheben ist. Die fest—

legung eines besonderen Vomhunde1tsatzes für freiwil.l:.g

Weiterversicherte zeigt, daß die satzungsgebenden Veisrmz=.——

„ 40 -
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lungen sich der Möglichkeit der freiwilligen Weiter—

versicherung und der Notwendigkeit der Beitragsfest—

setzung durchaus bewußt waren. Wenn sie gleichwohl die

Festlegung der Beitragsbemessungsgrundlage in 5 57

Abs° 2 der Satzung der Hannoverschen Knapp3chaft und

in 5 448 Abs° 5 der Satzung der Bundeskneppschaft
auf Pflichtver siche1te beschränkt haben, so des? elb,

MCil sich die Höhe der Beitragsbemessungsgiundlage

aus der nach 5 20 EKG gebotenen entsprechenden An—

rendung der 55 545 if RVG ergibt° Insoweit besteht

ein Eiahlrecht der Satzung nach 5 449 Abs„ 4 EKGnicht,
denn auch diese Vorschrift, die den Arbeitslohn und'

das Gehalt als mögliche Beitragsbemessungsgrundlege

bezeichnet, bezieht sich nur auf Pflichtversicherte°

Feen es in der knappschaftlichen KrV auch keine Bei—

'“eisctufe oder Klasse gibt, von der 5 545 EVO aus—
eht, so bedeutet das doch nicht daß die entspre-
cliende

Anwendung dieser Vorschrift ausgeschlossen

int. Nach dem Sinn dieser Vorschrift soll die vorher

bestehende Pflichtmitgliedsehaft bei der freiwilligen

Heiterversicherung so weiterbestehen, wie sie zu—
letz t bestanden hat (vgl Peters, Handbuch der

hrenkenversicherung, 47° Auflage, Anm. 6 zu @ 545

R\O) Das gilt sowohl für die Berechnungegrundlege

des Beitrags als auch für die Berechnungsgiundlage

der Barleis °tungeno Die entsp1echende Anwendung des

& >45 EVO gebiet et es deshalb demjenigen Versicher—

ten, der als Pflichtmitglied keiner Lohnstuie oder

Riese. angehö1 te, weil der Beitrag vom tatsächli—

chen Aroe.itsw erdienst berechnet wurde‚ entsprechend

seinem letzten versicherungspflichtigen Arbeitsent—

gelt zu ve‘1sichern (vgl Peters 330) Von einem
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höheren als dem letzten versicherungspflichtigen Arbeits-
entgelt kann bei der Beitragsberechnung deshalb nur dann

ausgegangen werden, Wenn die Voraussetzungen des 5 545 a RVG

vorliegen„ '

Nach dieser Vorschrift kann der Kassenvorstand, an dessen

Stelle nach 5 45 Abs. 4 des Selbstverwaltungsgesetzes die
Hitglieder der Geschäftsführung getreten sind, die Ver——
setzung des Weiterversieherten inweine höhere Klasse oder

Stufe auch ohne seine Zustimmung anordnen, wenn dessen
Beiträge in einem erheblichen Hißverhältnis zu seinem

Gesamteinkommen und zu den im Krankheitsfall zu gewährenden

Kassenleistungen stehen. Die entsprechende‘Anwendung dieser

Vorschrift bedeutet, daß der Beitrag abweichend von € 343
EVOnicht vom letzten versicheruhgspflichtigen Arbeits—
entgelt, sondern von einem höheren — dem tatsächlichen —
Gesamteinkommen bis zur Beitragsbemessungsgrenze erhoben

worden kann, wenn das bereits erwähnte erhebliche Hi■ver—

hältnis vorliegt° Diese Erhöhung des letzten versicherungr—

pfliehtigen Beitrags bei Weiterversieherten hat nichts mit

dem gemäß5 424 Satz 4 EKGin Verbindung mit 5 449 Abs. 4
EKG durch die Satzung zu bestimmenden Bruchteil des
Arbeitslohns, des Gehalts oder des Grundlohns zu tun,

Es handelt sich dabei vielmehr um die Bestimmung des
Betrages, von dem der satzungsmäßig bestimmte Vemhunde1t—

satz als Beitrag zu erheben ist. Wenn die Beklagte den

Beitrag in der knappschaftlichen Krankenversichezurg ent—

weder rechtsirrtümlich oder aber in vereinfachender —
jedoch nicht richtiger — Anwendung ihrer Satzung nach den

für die Erreehnung der Barleistungen bestimmten Gehrlts—

klassen erhebt, ändert das nichts daran, daß sich der Bei—
Atrag für Versicherungspflichtige nach dem tatsächlichen

„Arbeitsverdienst bis zur Höhe der Beitragsbemessungsg:cnzé

bestimmt° Ist das letzte tatsächliche versicherunge—

..“]2..
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‚pfliehtige Arbeitseinkommen und der daraus bestimmte

rag Grundlage für die Ueiterversicherung nach

3,515 RVO‚ so kommt für eine Erhöhung nach 5 515 &
RVG nicht eine Berechnung nach Gehaltsklassen, son—
dern allenfalls nur nach dem tatsächlichen Einkommen
in Betracht° Für den vorliegenden Fall ist es deshalb

ohne Bedeutung, daß die Satzung der Beklagten für
die Zeit vom 1° Oktober 1969 bis zum 30° September

1970 keine über die Gehaltsklasse 30 hinausgehende

itufe vorsgh (vgl° hierzu Urteil des 5. Senats vom
22° März 1974 — 5 BK 62/72 ---)° Wird der Beitrag

nicht nach Gehaltsklassen bestimmt, so ist es für

eine Erhöhung des Beitrags auch unschädlich, wenn

entsprechende Gehaltsklassen nicht in der Satzung

vorgesehen sind° Es kommt nach % 315 a RVO für die
Erhöhung deszeitrags durch Anhebung der Bemessungs—

g1undlage auf das tatsächliche Einkommen bis zur
Beitragsbemessungsgrenze nur darauf an‚ ob der frü—

here Beitrag des Klägers in einem erheblichen Miß—
Verhältnis zu seinem Gesamteinkommen und zu den ihn

iD Krankheitsfalle zu gewährenden Kassenleistun@en
bestand. Dabei kann das Gesamteinkommen des Ver—

sicherten jedoch nur bis zu der Höhe berücksich—

tigt werden, in der es versicherungsrechtlich über—

haupt von Bedeutung ist° Das über die Beitragsbe—

mes;ungsgrenze hinausgehende Einkommen, das iür

Jie Beitragsbeméssung unberücksiohtigt bleiben muß,
kann auch keinen Einfluß auf die Frage haben, ob das

Einkommen des Versicherten in einem erheblichen '

hißterhältnis zum Beitrag steht° Die Verhältnis;

vmäßigkeit des Beitrags, der an eine Einkommens—
höchitgrenze gebunden ist, kann nur an dem Ein—

kommen bis zu dieser Höchstgrenze gemessen werden„

.../19...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- q;‘-

Die Frage, ob zwischen dem Beitrag und dem Gesamteinkommen

(bis zur Beitragsbemessungsgrenze) einerseits und dem Bei—
trag und den im Versicherungsfall zu erwartenden Leistungen
andererseits ein erhebliches Mißverhältnis besteht, läßt

sich nur beantworten, wenn man eine Vergleichsgröße hat°

Es ist dabei zu prüfen, ob die nicht von @@545, 545 a EVO
erfaßten Versicherten, die bei gleich hohem berücksichtigungs—

fähigen Einkommen im Krankheitsfall die gleichen Leistungen

zu erwarten haben wie die von 55 545, 545 a RVG erfaßtcn }

freiwillig Versicherten, einen erheblich höheren Beitrag zu
zahlen haben als der freiwillig Weiterversicherte, der unter

55 545, 545 a EVO fällt. Ergibt diese Prüfung eine erhebliche
Beitragsdifferenz, so muß man annehmen, daß sowohl zni:bhcn

Beitrag und Gesamteinkommen als auch zwischen Beitrag und

den im Krankheitsfall zu erwartenden Kassenleistungen ein

erhebliches Nißverhältnis besteht° Da die besonderen Verhält—

nisse des Versicherten nur insoweit.zu berücksichtigen sind,
als nach Gesetz oder Satzung solche Besonderheiten Unterschie»

de in der Beitragshöhe zur Folge haben (BSG 44, 404, 440),
bedeutet das für den Kläger, daß der letzte bindend festge—

stellte Beitrag mit dem Beitrag eines Versicherten zu ver—
gleichen ist, der keinen Anspruch auf Barleistungen hat und

dessen Einkommen die Beitragsbemessungsgrenze erreicht. Das

heißt, daß für die Zeit nach dem 4. ktober 4969 der vorher
bindend festgestellte Beitrag von 77,40 DM dem für einen

Versicherten ohne Barleistungen geltenden Beitrag von 85,40 DM

gegenüberzustellen ist. Diese Differenz zwischen dem nach

@ 545 RVOgarantierten Beitrag und dem von einem vergleich—
baren Versicherten zu zahlenden Beitrag beträgt monatlich '

7,70 DM oder weniger als 40 v. H. Sie ist zu gering, als daß

man sie als erheblich bezeichnen könnte. Der Gesetzgeber hat

in @ 545 a RYO ganz bewußt davon abgesehen, jede Erhöhung des

Einkommens oder der Beitragsbemessungsgrenza zum Anlaß ilr
eine Beitragserhöhung zu nehmen° Grundsätzlich soll die nach

- 44 „
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$ 545 RVOgarantierte Beitragshöhe erhalten bleiben°
Eur wenn der vom Versicherten danach zu zahlende Bei—

trag erheblich von dem von vergleichbaren Versicherten

zu zahlenden Beitrag abweicht, soll der freiwillig

Ueiterversicherte durch eine Erhöhung seines Beitrags

entsprechend an den Lasten der Versichertengemeinscheft

beteiligt werden. Erheblich ist aber noch nicht jede

noch so geringe Differenz, sondern nur ein solches

nicht nur geringes Abueichen, des eine Beitragserhö-

hung als billig erscheinen läßt„ Die Grenze dessen,

res danach als erheblich oder unW\sentlich anzusehen

ist, ist überschritten‚ wenn die Differenz mehr als

20 v° H° beträgt° Da die Differenz zwischen dem

fiüheren — von 5 545 EVO garantierten — Beitrag des
Versicherten und den für die Zeit vom 4, Oktober 4969

an von einem vergleichbaren Versicherten zu zahlenden

B itreg nur weniger als 40 v„ H° beträgt, lagen am
4. Of.{t0bCl‘ 4969 die Voraussetzungen des 3 545 & EVO

nicht vor‚ so daß die Beklagte den Beitrag des Klä—

gers nicht erhöhen durfte°

Vergleicht man den danach über den 4° Oktober 4969
hinaus weitergeltenden Beitrag des Klägers von monat—

lich 77,40 DM mit dem Beitrag, den ein vergleichbarer
Versicherter für die Zeit vom 4. Januar 4970 an zu

zahlen hatte ;422 DN), so ergibt sich eine Differenz‚

die weit über 20 v. H. liegt° Diese Grenze ist selbst

dann überschritten, wenn man von dem früheren Satz

ren 8,6 v° H. ausgehen wollte. Die Beklagte war

daher nach 5 545 & EVO berechtigt‚ den Beitrag des

hlägers für die Zeit vom 4. Januar 4970 an zu er—}
höhen° Der Beitragserhöhungsbescheid der Beklagten

lvcm 47° Dezember 4969 ist daher rechtmäßig, soweit

die Beklagte darin den Beitrag von einem monatlichen

_ 45 _
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Einkommen von 1200 DM berechnet hat. Auf die vom Kläger an-
geschnittene Frage, ob die Erhöhung des Vomhundertsatzes

von 8,6 auf 10,1? rechtmäßig ist, wird noch einzugehen sein.

Vergleicht man den für die Zeit vom 1. Januar 1970 an recht-

mäßig erhöhten Beitrag mit dem von vergleichbaren Versich01—

ten für die Zeit vom 1. Januar 1971 an zu zahlenden Beitrag,
‘so ergibt sich eine Differenz von weniger als 20 v. H. Das

gilt auch dann, wenn man von dem früheren Beitragssatz von
‘8,6 v° H. ausgeht. Nach den bisher aU£gezeigten Grundsätzen
war die Beklagte deshalb nicht berechtigt‚ den Beitrag des

Klägers für die Zeit vom 1. Januar 1971 an erneut zu erhöhen.

Der während des Verfahrens erlassene Beitragsbescheid vom
Dezember 1970 ist daher nicht rechtmäßig.

Soweit der Kläger geltend macht, der Beitragsbescheid vom_
17. Dezember 1969 sei auch deshalb unrechtmäßig, weil die
Beklagte den Beitragssatz nicht von 8‚6 auf 10,17 v. H. habe

erhöhen dürfen, kann ihm nicht gefolgt werden. Die Bemessung

des nach 5 119 Abs. 1 EKG vorgeschriebenen Bruchteils, der
auch in einem Vomhundertsatz ausgedrückt werden-kann, ist

nach den 55 115 Satz 5, 121 Satz 1 EKGAngelegenheit der
Satzung. Im Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung erläßt

die satzungsgebende Versammlung autonomes Recht und steht

daher in ihrem Ermessensspielraum dem Gesetzgeber gleich.
Die Satzung ist nur dann nichtig, wenn Sie gegen höherrangie

ges Recht verstößt und insbesondere die vom Gesetz gegebene

Ermächtigung überschreitet. Soweit der Kläger geltend macht,

die Vertreterversammlung der Bundesknappschaft sei nicht

berechtigt gewesen, die nach dem Bundesknappschafts—Brrich-
tungsgesetz weitergeltende Satzung der Hannoverschen Knappe

schaft zu ändern, kann ihm nicht zugestimmt werden. wenn die

Satzung der Hannoverschen Knappschaft nach 5 19 BKnBG ihr
den Bereich der Hannoverschen Knappschaft über die Errich—

tung der Bundesknappschaft hinaus bis zum Erlaß einer Sa"2ung
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der Bundesknappsehaft weitergalt, so handelte es sich
dabei nunmehr um partielles Satzungsrecht der Bundes—

knappschai‘t° Die satzungsgebende Vertreterversämmlung

der Bundeskneppschaft war nicht nur berechtigt, die

‚Satzung der Hannoverschen Knappschaft durch eine voll-

ständige Satzung der Bundesknappschaft abzulösen,

sondern sie War auch legitimiert, die bis dahin weiter-

;eltende Satzung der Hannoverschen Knappschaft zu än— '

dern und den geänderten Verhältnissen anzupassen. Die

in $ 49 Satz 2 BKnEG enthaltene Ermächtigung der früh01c—

ren Organe der Hannoverschen Kneppschaft, die Satzung

auch_nach Errichtung der Bundesknappschaft erforder—

lichenfalls zu ändern; galt nur bis zur Bildung der

Vertreterversammlung der Bundesknappschaft und schloß

deren Befugnis, die Satzung zu ändern, nicht aus°

Soveit der Kläger geltend macht, die Beklagte habe

die sich aus @449 Abs„ 4 EKGund 5 422 EKG ergebende
‘Ermächtigung überschritten, indem sie die Beiträge

auch dazu verwende‚ Kran■enhäuser, Förstereien und

Mäsehereibetriebe zu unterhalten, kann ihm ebenfalls

nicht gefolgt werdcn° Zwar dürfen sowohl nach 5 449

lbs„ 4 EKG als auch nach 5 424 EKG die Beiträge nur
zur Deckung der gesetzlichen und durch die Sender—
verschriiten bestimmten Ausgaben sowie zu der vorge—
schriebenen Rücklage verwandt werden° Das schließt

aber die Errichtung und Unterhaltung von Kranken—

h?usern nicht aus„ Nach @ 20 EKG in Verbindung mit

3 484 EVO gehört die Gewährung von Krankenhauspflege

nu den gesetzlichen Leistungen der knappschaftlichen

hrVa Es ist daher die gesetzliche Aufgabe der Beklag—

ten, die Möglichkeit der Krankenhausbehandlung für
die Versicherten sicherzustellenß Das kann sowohl

_'q7
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durch Vertrag mit fremden Krankenhäusern als auch durch die

Errichtung und Unterhaltung eigener Krankenhäuser geschehen.

Auch aus 5 442 Abs. 4 EKG in Verbindung mit % 27 e Abs. 2
EVO ergibt sich, daß die Bundesknappschaft unter den dort

genannten Voraussetzungen (Genehmigung) berechtigt ist, '
Krankenhäuser zu errichten und zu unterhalten. Da diese

krankenhäuser den knappschaftlich Versicherten nicht nur
im Rahmen der Rentenversicherung, sondern auch im Rahmen der
Krankenversicherung zur Verfügung stehen, ist die Beklagte

auch berechtigt, die Beiträge der knappschaftlichen Kranken—

versicherung für die Unterhaltung dieser Häuser zu verwenden.

Es ist auch nichts dagegen einzuwenden, daß die Beklagte zur
Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit solcher Krankenhäuser

Nebenbetriebe unterhält‚ die in einem räumlichen und hetriel—
lichen Zusammenhang mit dem Krankenhaus stehen. Dazu können

auch Wäschereien und kleinere landwirtschaftliche Betriebe

gehören, selbst wenn sie einen gewissen Waldbestand um—

fassen. Die Beklagte ist auch nicht gezwungen, den
chhundertsatz nach den regionalen Verhältnissen der

früheren Knappschaften abzustufen. Nach 5 421 Satz 2_BKG
ist sie lediglich ermächtigt — nicht gezwungen

— unter

bestimmten Voraussetzungen den Beitrag nach Bergbauzueigen —
nicht nach räumlichen Bezirken — abzustufen. Die satzurgs—

mäßige Erhöhung des Vomhundertsatzes verstößt daher nicht

gegen die gesetzliche Ermächtigung.
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Da nur der Beitragserhöhungsbescheid der Beklagten vom
17„ Dezember 1969 der rechtlichen Nachprüfung stand=

hielt, hat der Senat das angefobhtene Urteil entspre—

chend geändert und die beiden übrigen Bescheide

aufgehoben,

Eie Kc5tenentscheidpng beruht auf % 495 SGG.
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